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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Bildungs-

gerechtigkeit und der Demokratiebildung (19. Schulrechtsänderungsgesetz) 

hier: § 48a  

 

 

 

Der Bundesverband Legasthenie und Dyskalkulie e. V. und der Landesverband 

Legasthenie und Dyskalkulie NRW danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme im 

Rahmen der Verbändebeteiligung. 

Die Verbände begrüßen ausdrücklich, dass mit § 48a erstmals eine schulgesetzliche 

Grundlage für Nachteilsausgleich und Notenschutz geschaffen werden soll, die auch die 

Gewährung solcher Maßnahmen in Abschlussprüfungen einschließt. Der Entwurf geht 

damit, bezogen auf Schülerinnen und Schüler mit Lese- und/oder Rechtschreibstörung, 

einen bedeutsamen Schritt zur rechtlichen Absicherung chancengerechter 

Leistungsbedingungen. 

Aus Sicht der Verbände bedarf die Regelung jedoch noch insbesondere im Hinblick auf 

die bisher nicht berücksichtigte Gruppe der Schülerinnen und Schüler mit Dyskalkulie 

wesentlicher Änderungen sowie darüber hinaus einzelner Präzisierungen, damit sie 

rechtssicher, diskriminierungsarm und landesweit einheitlich vollziehbar ausgestaltet 

werden kann. 

Die nachfolgenden Hinweise stützen sich auf die Maßgaben des Urteils des 

Bundesverfassungsgerichts vom 22. November 2023, auf die Empfehlungen des 

Abschlussberichts der Enquetekommission „Chancengleichheit in der Bildung“ des 

Landtags Nordrhein-Westfalen sowie auf wissenschaftliche Befunde zu Vollzugs- und 

Steuerungsproblemen im schulischen Mehrebenensystem, insbesondere Lau (2025). 
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1. Grundsätzliche Bewertung 

Eine gesetzliche Verankerung von Nachteilsausgleich und Notenschutz ist 

grundsätzlich sachgerecht. Der Entwurf macht die Lese-Rechtschreibstörung erstmals 

im Schulgesetz NRW ausdrücklich sichtbar, indem § 48a Abs. 1 Nr. 1 die besonders 

schwere Beeinträchtigung des Lesens und Rechtschreibens und § 48a Abs. 2 Satz 1 

Nr. 2 die Lese-Rechtsschreibstörung benennt. 

Nicht berücksichtigt dagegen wurde die Tatsache, dass sowohl Lesestörung (ICD-11 

6A03.0) wie auch Rechtschreibstörung (ICD-11 6A03.1) als isolierte Störungen und als 

kombinierte Störung auftreten. Dies ist in der Formulierung zu berücksichtigen.  

Es wird ausdrücklich begrüßt, dass die schulgesetzliche Regelung vor dem Hintergrund 

des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 22. November 2023 (Az. 1 BvR 

2577/15, 1 BvR 2578/15, 1 BvR 2579/15) erfolgt und Erkenntnisse daraus 

aufgenommen werden. Es ist zutreffend, dass das Bundesverfassungsgericht 

klargestellt hat, dass Notenschutz bei Vorliegen einer Legasthenie gewährt werden 

kann. Dabei hat das Bundesverfassungsgericht bestätigt, dass Legasthenie eine 

Behinderung im Sinne des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG ist. Nichtzutreffend ist jedoch, dass, 

wie im Gesetzesentwurf im besonderen Teil der Begründung (B) zu Artikel 1 Nummer 4 

(§ 48a) ausgeführt, dass Legasthenie dabei „in Gestalt einer schweren, persistierenden 

Lese-Rechtschreib-Störung“ definiert wird.  

Das Bundesverfassungsgericht führt unter Randnummer 34 aus „Bei der Legasthenie 

handelt es sich um eine Behinderung im Sinne des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG (1).”, unter 

Randnummer 35 wird auf die bei den Beschwerdeführern “fachärztlich diagnostizierte 

Lese- und Rechtschreibstörung” Bezug genommen und nochmals bestätigt, dass diese 

“eine Behinderung im Sinne des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG” darstellt. Unter Randnummer 

38 des Urteils wird festgestellt „Die Lese- und Rechtschreibstörung ist … durch folgende 

Umstände gekennzeichnet: Es handelt sich um eine lebenslang anhaltende 

neurobiologische Entwicklungsstörung.”  

An keiner Stelle des Urteils des Bundesverfassungsgerichts ist hingegen von einer 

“schweren Lese-Rechtschreibstörung” die Rede. Die Lese- und/oder 

Rechtschreibstörung bezeichnet bereits eine anhaltende und gravierende Störung, 

einer weiteren Differenzierung in der “Schwere” der Betroffenheit bedarf es dabei nicht. 

Der Zusatz “schwere” ist daher nicht in § 48a aufzunehmen.  

Zugleich muss der gesetzliche Regelungsansatz ausdrücklich auch auf die 

Rechenstörung erstreckt werden. Bei Rechenstörung (Dyskalkulie) handelt es sich, 

ebenso wie bei der Lese- und/oder Rechtschreibstörung (Legasthenie), um eine 

lebenslang anhaltende neurobiologische Entwicklungsstörung. Wie bei Legasthenie gibt 

es auch bei dieser Lernstörung klare Kriterien für die Diagnose, welche in der S3-

Leitlinie zur Diagnostik und Behandlung der Rechenstörung beschrieben sind. 
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Legasthenie und Dyskalkulie sind jeweils in der ICD-10/ICD-11 beschrieben, beiden 

Störungen ist in der VersMedV ein GdB zugewiesen. Die Gewährung von Maßnahmen 

des Nachteilsausgleichs und des Notenschutzes ist auch ohne damit verbundene 

Aussetzung der Mathematiknote möglich.  

Eine Vielzahl dieser Schüler entwickelt psychische Störungen als Folge der ständigen 

Misserfolgserwartungen, der unzureichenden Berücksichtigung ihrer Problematik und 

fehlender Akzeptanz. Diese können sich in Schulangst, depressiven Störungen, einer 

erhöhten Suizidalität und psychosomatischen Erkrankungen äußern, die häufig bis ins 

Erwachsenenalter reichen. Aufgrund im Durchschnitt schlechterer Schulabschlüsse - 

bedingt durch das Verwehren von Nachteilsausgleich und Notenschutz - ist der Zugang 

für diese Schülergruppe zu beruflichen Bildungswegen eingeschränkt. Eine Studie aus 

England (2005) verweist darauf, dass bei geringer Rechenleistung die 

Wahrscheinlichkeit für Arbeitslosigkeit und depressive Störungen etwa doppelt so hoch 

ist wie bei nicht betroffenen Personen (Parsons & Bynner, 2005, S. 18-30), die jährlichen 

wirtschaftlichen Folgekosten für die Gesellschaft sind immens. 

Legasthenie und Dyskalkulie sind vom Störungskonzept her betrachtet durchaus 

vergleichbar und erfüllen beide die vom Bundesverfassungsgericht im vorgenannten 

Urteil benannten Kriterien einer Behinderung. 

In § 48a Absatz 1 Satz 1 muss die Formulierung demnach  

„… aufgrund einer Behinderung, eines Bedarfs an sonderpädagogischer Unterstützung, 

einer besonders schweren Beeinträchtigung des Lesens, des Rechtschreibens 

und/oder Rechnens oder einer nicht nur kurzzeitigen Erkrankung…“  

lauten, in Absatz 2 Satz 2  

„…aufgrund einer Behinderung einschließlich einer persistierenden Lese- und/oder 

Rechtsschreibstörung und/oder Rechenstörung …“. 

 

 

2. Änderungsbedarf zu § 48a Abs. 1 

§ 48a Abs. 1 regelt den Nachteilsausgleich als Anpassung der Bedingungen für 

Leistungsnachweise und Prüfungen bei unveränderten fachlichen Anforderungen. 

Dieser Ansatz wird ausdrücklich unterstützt. 

Dringend erforderlich ist erstens, wie unter 1. ausgeführt, Schülerinnen und Schüler mit 

einer schweren Beeinträchtigung des Rechnens ausdrücklich einzubeziehen.  
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Zweitens dürfen die Anspruchsvoraussetzungen nicht auf eine zwingende medizinische 

Diagnostik verengt werden. 

Ausreichend sein muss eine fachlich fundierte Feststellung des Unterstützungsbedarfs 

durch schulische Fachkräfte. Ärztliche oder psychologische Befunde sind zu 

berücksichtigen. Eltern ist ein entsprechendes Wahlrecht einzuräumen.  

 

 

3. Änderungsbedarf zu § 48a Abs. 2  

Schülerinnen und Schüler mit Rechenstörung müssen in den Kreis der Berechtigten 

aufgenommen werden. Zur Begründung verweisen wir auf die Ausführungen unter 1. 

Für Schülerinnen und Schüler mit Lese- und/oder Rechtschreibstörung wie auch für die 

mit Rechenstörung stellen Maßnahmen des Notenschutzes eine wichtige 

Unterstützungs- und Entlastungsmaßnahme dar1.  

§ 48a Abs. 2 ist als „Muss-Regelung“ zu gestalten. Schüler mit Behinderung haben 

einen Anspruch darauf, dass behinderungsbedingte Minderleistungen nicht in die 

Bewertung einfließen. Dies darf nicht vom pädagogischen Ermessen Einzelner oder der 

Entscheidung einer lokalen Verwaltungsbehörde abhängig gemacht werden.  

Auch die Beschränkung des Notenschutzes auf „Schülerinnen und Schüler, die zu den 

Abschlüssen der allgemeinen Schule geführt werden“ ist nicht nachvollziehbar. 

Schülerinnen und Schüler der berufsbildenden Schulen (Berufskolleg) müssen bei 

Vorliegen der Voraussetzungen Notenschutz ebenso erhalten wie die im 

Gesetzesentwurf benannte Schülergruppe, damit auch sie die faire Chance erhalten, 

einen beruflichen Abschluss erwerben zu können.  Nur so kann die mit dem 

Gesetzesentwurf angestrebte Chancengleichheit erreicht werden.  

§ 48a Abs. 2 stellt nicht ausreichend klar, dass die Maßnahmen des § 48a Abs. 1 und § 
48a Abs. 2 auch gleichzeitig in Anspruch genommen werden können. Es ist ein Hinweis 

aufzunehmen, dass bei Vorliegen einer Lese- und/oder Rechtschreib-Störung und/oder 

Rechenstörung aufgrund des Charakters der Beeinträchtigung die Gewährung von 

Maßnahmen des Nachteilsausgleichs und des Notenschutzes von Anfang an infrage 

kommt, und es nicht erforderlich ist, dass zunächst ein Scheitern des 

Nachteilsausgleichs abgewartet werden muss. Wir verweisen insoweit auf die 

 
1 vgl. S3-Leitlinie zur Diagnostik und Behandlung der Rechenstörung, AWMF- Reg.Nr. 028/046  
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Ausführungen in der Handreichung des Bayer. Staatsministeriums für Unterricht und 

Kultus2.  

Die Vorgabe in § 48a Absatz 2 Nummer 3, dass „…die einheitliche Anwendung eines 

allgemeinen, an objektiven Leistungsanforderungen ausgerichteten 

Bewertungsmaßstabs, der sich aus den Unterrichtsvorgaben (§ 29) des jeweils 

besuchten Bildungsgangs und der Jahrgangsstufe ergibt, sichergestellt ist ...“ ist zu 

löschen, bzw. insoweit einzuschränken, dass im Falle behinderungsbedingter 

Minderleistungen diese nicht zur Anwendung kommt.   

Gleiches gilt für Teil 2 des § 48a Absatz 2 Nummer 3:  Analog zur Regelung des aktuell 

noch gültigen LRS-Erlasses Absatz 4 Nummer 3 und 4 ist in das Schulgesetz eine 

Regelung aufzunehmen, dass bei Entscheidungen über die Versetzung oder die 

Vergabe von Abschlüssen die Leistungen im Lesen, Rechtschreiben und/oder Rechnen 

bei Vorliegen einer Lese- und/oder Rechtschreibstörung oder Rechenstörung nicht den 

Ausschlag geben dürfen.  

Das Vorliegen dieser allein darf auch kein Grund sein, eine Schülerin oder einen Schüler 

für den Übergang in die Realschule oder das Gymnasium bei sonst angemessener 

Gesamtleistung als nicht geeignet zu beurteilen.  

 

 

4. Zeugnisvermerk und Dokumentation 

Zu begrüßen ist, dass der Entwurf den Zeugnisvermerk ausdrücklich nur an den 

Notenschutz knüpft. Zur Vermeidung von Fehlanwendungen sollte im Weiteren 

Verordnungs- und Vollzugsrecht klargestellt werden, dass Maßnahmen des 

Nachteilsausgleichs weder im Zeugnis noch in sonstigen Leistungsnachweisen 

vermerkt werden dürfen. 

Die Entscheidung über Art und Umfang von Nachteilsausgleich und Notenschutz ist 

nachvollziehbar zu dokumentieren. Dokumentation dient der Rechtsklarheit, der 

Nachvollziehbarkeit gegenüber den Betroffenen und der Anschlussfähigkeit bei 

Schulwechseln und Übergängen. 

Zugleich ist sicherzustellen, dass Dokumentation nicht in eine stigmatisierende 

Außenkennzeichnung umschlägt. 

 

 
2 Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus (Hg.): Individuelle Unterstützung – Nachteilsausgleich – Notenschutz. 

München. Stand August 2024, dort 1.2.2.4 (Seite 7) 
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5. Vollzug, Verfahren und Übergänge 

Die gesetzliche Verankerung allein wird bestehende Vollzugsprobleme nicht lösen. 

Erforderlich sind landesweit einheitliche Standards für Antrag, Feststellung, 

Entscheidung, Dokumentation, Fortschreibung und Übergänge. 

Dies gilt insbesondere für den Übergang in die gymnasiale Oberstufe, für 

Abschlussverfahren und für Konstellationen eines Schulwechsels. 

Näheres sollte in den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen so geregelt werden, dass 

Rechte nicht vom Schulstandort oder von der lokalen Verwaltungspraxis abhängen. 

 

 

6. Zusammenfassende Bewertung 

Der Gesetzentwurf stellt einen wichtigen und ausdrücklich zu begrüßenden Schritt dar, 

weil Nachteilsausgleich und Notenschutz erstmals schulgesetzlich verankert werden 

sollen.  

Die Rechenstörung muss in § 48a Absatz 1 und Absatz 2 ergänzt werden, da andernfalls 

das Ziel der Stärkung der Chancengleichheit verfehlt wird. 

Die Verbände fordern daher im weiteren Gesetzgebungsverfahren insbesondere die 

ausdrückliche Berücksichtigung von Dyskalkulie sowie der isolierten Lese- und 

Rechtschreibstörung.  

Die in der Stellungnahme benannten Schülergruppen haben in allen Schularten ein 

Recht auf Nachteilsausgleich und Notenschutz, das als „Muss-Vorschrift“ zu gestalten 

ist.  

Die Regelungen für Übertritt und Versetzung sind zu überarbeiten.  

Ferner bitten wir um Klarstellung zur schulfachlichen Feststellung, sowie die Schaffung 

landesweit einheitlicher Verfahrensstandards aufzugreifen. 
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Synoptische Übersicht der Änderungsvorschläge 

Regelungs-
bereich 

Entwurf Bewertung Anregung / Forderung 

§ 48a  
Abs. 1 Nr. 1 

ausdrückliche 
Benennung schwerer 
Beeinträchtigungen 

des Lesens und 
Rechtschreibens 

Dyskalkulie bleibt 
unbenannt 

entsprechende schwere 
Beeinträchtigung des Rechnens 

ausdrücklich ergänzen 

§ 48a  
Abs. 1 Nr. 1 

ausdrückliche 
Benennung schwerer 
Beeinträchtigungen 

des Lesens und 
Rechtschreibens 

isolierte Lesestörung 
und isolierte 

Rechtschreibstörung 
bleiben 

unberücksichtigt 

entsprechende schwere 
Beeinträchtigungen des Lesens 

oder Rechtschreibens 
ausdrücklich ergänzen 

§ 48a  
Abs. 2 Nr. 2 

ausdrückliche 
Benennung schwerer, 
persistierender Lese-
Rechtsschreibstörung 

isolierte Lese- oder 
Rechtschreib- und 

Rechenstörung blei-
ben unberücksichtigt; 
Differenzierung der 
Schwere bei Lese-

Rechtschreibstörung 
kein Kriterium nach 

BVerfG-Urteil 

isolierte Lesestörung, isolierte 
Rechtschreibstörung und 
Rechenstörung ergänzen; 

Hinweis auf Schwere der Lese-
Rechtschreibstörung entfernen 

§ 48a  
Abs. 2 Nr. 2 

Notenschutz als Kann-
Regelung 

Abhängigkeit vom 
Ermessen einzelner 

bzw. der Entscheidung 
lokaler 

Verwaltungsbehörden 

Notenschutz als Muss-Regelung 

gleichzeitige 
Inanspruch-

nahme von Nach- 
teilsausleich/ 
Notenschutz 

gesetzlich offen 
Risiko einer Entweder-

Oder-Anwendung in 
der Praxis 

gleichzeitige Inanspruchnahme 
von Maßnahmen nach § 48 a 

Abs. 1 und Abs. 2 ausdrücklich 
regeln 

§ 48 a  
Abs. 2 Nr. 3 

Sicherstellung der 
Anwendung eines 

allgemeinen 
Bewertungsmaßstabes 

keine ausreichende 
Berücksichtigung 

behinderungsbedingter 
Minderleistungen 

Löschen von § 48 a Abs. 2 Nr. 3 
Satz 1; behinderungsbedingte 
Minderleistungen im Lesen, 
Rechtschreiben und/oder 

Rechnen dürfen bei Übergang in 
Realschule/Gymnasium, 

Versetzung oder Schulwechsel 
nicht den Ausschlag geben 

Feststellung gesetzlich offen 

Risiko unnötiger 
Verengung auf 
medizinische 

Diagnose 

fachlich fundierte Feststellung 
durch schulische Fachkräfte 

ausreichen lassen;  
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Regelungs-
bereich 

Entwurf Bewertung Anregung / Forderung 

fachärztliche oder 
psychologische Befunde 

einbeziehen;  
Wahlrecht der Eltern 

Zeugnisvermerk 
nur für Notenschutz 

vorgesehen 

Trennung zum 
Nachteilsausgleich 

absichern 

im Vollzug ausdrücklich 
klarstellen: kein Vermerk bei 
bloßem Nachteilsausgleich 

Verfahrens-
standards 

Ausgestaltung in 
Ausbildungs- und 

Prüfungsordnungen 
vorgesehen 

uneinheitlicher Vollzug 
möglich 

landesweit einheitliche 
Standards für Antrag, 

Entscheidung, Dokumentation, 
Fortschreibung und Übergänge 

 

Die vorstehenden Hinweise und Änderungsvorschläge einschließlich der synoptischen 

Übersicht werden hiermit zur Berücksichtigung im weiteren Gesetzgebungsverfahren 

vorgelegt. Sie stützen sich auf die verfassungsgerichtlichen Maßgaben des 

Bundesverfassungsgerichts, auf die Empfehlungen der Enquetekommission 

„Chancengleichheit in der Bildung“ des Landtags Nordrhein-Westfalen sowie auf 

wissenschaftliche Erkenntnisse zu Vollzugs- und Steuerungsproblemen, insbesondere 

Lau (2025). 

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen APO-GS, APO-SI, APO GOSt sowie APO-BK 

sind anzupassen.  

Der Bundesverband Legasthenie und Dyskalkulie e. V. sowie der Landesverband 

Legasthenie und Dyskalkulie NRW stehen dem Ministerium für Schule und Bildung des 

Landes Nordrhein-Westfalen für die weitere fachliche Erörterung und Ausgestaltung 

gerne zur Verfügung und bringen ihre fachliche Expertise in den weiteren Prozess 

konstruktiv ein. 

 

 

 

Tanja Scherle                                                Manja Körfer 

Bundesvorsitzende             Landesbeauftragte 

Bundesverband Legasthenie und Dyskalkulie e. V.    Landesverband Legasthenie und Dyskalkulie NRW 


